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USA-China: Vorzeitiges Ende  
des Tauwetters
Christoph Unrast
Präsident Barack Obama startete seine Amtszeit mit einer Charme-Offensive gegenüber 
der Regierung in Peking, die jedoch nach seinem China-Besuch im November 2009 bereits 
wieder ad acta gelegt worden ist. Die Uneinigkeit in wirtschaftlichen und militärischen 
Fragen – vor allem im Hinblick auf geostrategische Interessen in der Taiwan-Straße – be-
lastet nach wie vor die bilateralen Beziehungen zwischen beiden Ländern.
Analyse
Die demonstrierte Einigkeit beim ersten Zusammentreffen der beiden Staatschefs Hu und 
Obama am 1. April 2009 in London führte schon damals zu Spekulationen über eine neue 
„G-2“, die zukünftig bilateral die Probleme der Welt lösen würde. Institutionalisiert wurde 
dieser Ansatz durch den Strategic and Economic Dialogue (S&ED), der über die bereits un-
ter Präsident George W. Bush initiierten Meetings hinaus auch die Zusammenkunft rang-
höchster Vertreter beider Regierungen beinhalten sollte. Die geplanten Waffenverkäufe 
der US-Regierung an Taiwan, der Besuch des Dalai Lama in Washington am 18. Februar 
2010 und zwischenzeitlich aufflammende Handelsstreitigkeiten haben jedoch gezeigt, 
dass das chinesisch-amerikanische Verhältnis weiterhin von Missverständnissen und 
Dissens geprägt ist.
Barack Obama hat – ähnlich wie seine Vorgänger – nach kurzer Zeit seine China-
Politik geändert. Verfolgten Bush und Clinton aus einem eher konfrontativen Ansatz 
heraus das Ziel, die realpolitischen Entwicklungen zu akzeptieren und Peking ent-
gegenzukommen, versucht Barack Obama, das politische Handeln der USA der ge-
genwärtigen Konfrontation anzupassen.
Bereits im Vorfeld des G-20 Gipfels in Pittsburgh 2009 kam es zu Irritationen, welche 
durch einen Handelsdisput über Importzölle auf chinesische Reifen ausgelöst wor-
den waren. Die zukünftige Ausrichtung der Handelsbeziehungen zwischen den USA 
und China ist momentan unklar.
Trotz aller Annäherungen zwischen dem chinesischen Festland und Taiwan stellt die 
Taiwanfrage militärisch weiterhin das größte Konfliktpotential zwischen Washington 
und Peking dar. Beide Seiten haben mehrfach deutlich gemacht, mit welchen Schritten 
der Gegenseite sie in dieser Frage nicht einverstanden sind. Die USA unterstützen 
Taiwan nach wie vor mit Waffenlieferungen, während China an der Aufrüstung sei-
ner Marine festhält. Dies gibt wechselseitig Anlass zu ernsten Befürchtungen.
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1.	 Einleitung	
Es ist wahrscheinlich, dass die Nachwelt den 43. 
Präsidenten der Vereinigten Staaten vor allem 
an seinem erfolgreichen Wahlslogan „Change! 
We can believe in!“ messen wird. Ob die Bilanz 
des Machtwechsels positiv oder negativ ausfal-
len wird, lässt sich nicht vorhersagen. Fest steht 
zum jetzigen Zeitpunkt, dass bereits zu Beginn 
der Amtszeit von Barack Obama ein Wandel 
in der China-Politik stattgefunden hat. War 
Obamas Politik anfänglich vom Bemühen um eine 
Annäherung an China geprägt mit dem Ziel, eine 
produktive Basis zur gemeinsamen Bewältigung 
drängender Probleme der Weltpolitik zu schaf-
fen (z.B. Klimawandel, das iranische und nord-
koreanische Atomprogramm), ist es inzwischen 
zu einer deutlichen Abkühlung im gegenseitigen 
Verhältnis gekommen. Die Politik der beiden 
vorherigen US-Präsidenten Clinton und Bush jr. 
zeichnete sich vor allem dadurch aus, dass sie am 
Ende weitaus China-freundlicher ausfiel, als es 
die Rhetorik während des Wahlkampfes und die 
Haltung bei Amtsantritt ursprünglich vermuten 
ließen. Mit Obama könnte es sich genau anders-
herum verhalten: Die intensiven Bemühungen, 
das chinesisch-amerikanische Verhältnis durch 
verstärkte Kommunikation auf ranghoher Ebene 
zu verbessern, haben Streitpunkte umso deut-
licher werden lassen, je mehr es um konkrete 
Fortschritte in einzelnen Arbeitsbereichen ging.
2.		Die	Bemühungen	von	Barack	Obama		
zu	Beginn	seiner	Amtszeit
Es würde ein falscher Eindruck entstehen, wenn 
man Barack Obama ein kontinuierlich positives 
Verhältnis zu China bescheinigen würde. Sowohl 
Obama als auch sein republikanischer Konkurrent 
McCain nutzten den Wahlkampf 2008, um die 
Währungsmanipulationen Chinas anzuprangern, 
denen ein schädlicher Einfluss auf die amerika-
nische Wirtschaft nachgewiesen wurde. Die chine-
sischen Verbindungen zu den Pariastaaten Sudan 
und Iran wurden einhellig kritisiert und Tibets 
Unterdrückung durch Peking angeprangert. 
 Für eine genauere Betrachtung der sich wiederholenden 
Spiralen von Wahlkampfrhetorik und anschließender China-
Politik unter Clinton und Bush jr. siehe Yu, Wanli (2009), 
Breaking the Cycle, in: The National Institute for Defense 
Studies (Hrsg.): China´s Shift, Joint Research Series, Vol. 3, S. 
81-98.
Diese Probleme wurden jedoch weitaus vorsich-
tiger als in vorherigen Wahlkämpfen thematisiert 
und dementsprechend in Peking weniger kritisch 
aufgenommen (Los Angeles Times, 31.10.2008). 
Während einer Debatte der demokratischen Präsi
dentschaftskandidaten 2007 vertrat Obama durch-
aus ähnliche Positionen wie sein Vorgänger Bush. 
Er bezeichnete China als einen Wettbewerber, dem 
er jederzeit konsequent aufzeigen wolle, welche 
Dissensen mit den USA bestünden (Council on 
Foreign Relations, 2009).
Auf chinesischer Seite gab es bereits zu Beginn 
einige Bedenken, ob ein demokratischer US-
Präsident nicht eine protektionistischere Haltung 
als die vorherigen Amtsinhaber zeigen und da-
mit die Beziehungen durch die Betonung der 
Menschenrechtsfrage vermehrt belasten würde. 
Dennoch ging man in Peking mit einigem Selbst-
bewusstsein davon aus, dass ein demokratisch 
gewählter Präsident keine konfrontative Haltung 
gegenüber dem immer wichtiger werdenden asi-
atischen Land einnehmen könne (Asia Sentinel, 
11.07.08).
Der Einzug von Obama ins Oval Office gab das 
Startsignal für eine Politik der Kooperation, ins-
besondere für eine rhetorische Annäherung an 
China, die so nicht vorherzusehen war. In einem 
ersten gemeinsamen Telefongespräch nach der 
Amtseinführung versicherte Barack Obama dem 
chinesischen Staatspräsidenten Hu Jintao, dass er 
die gemeinsamen Beziehungen verbessern und 
in wichtigen globalen und regionalen Fragen mit 
China kooperieren wolle. Zudem solle man in 
Zeiten der Finanzkrise den Rufen nach protekti-
onistischen Maßnahmen gemeinsam Einhalt ge-
bieten. Ein erstes persönliches Treffen wurde für 
den G-20-Gipfel in London im April 2009 verein-
bart (Xinhua, 01.02.09). Bei dieser Zusammenkunft 
einigten sich die beiden Staatsmänner auf die 
Implementierung eines Strategic and Economic 
Dialogue (S&ED). Zwar gab es eine ähnliche Form 
der Zusammenarbeit bereits unter Präsident Bush 
jr., doch stellt die Einbeziehung der Ministerebene 
eine deutliche Aufwertung des S&ED dar. Ent- 
sprechend nahmen am ersten Treffen in Wash-
ington für die USA Außenministerin Clinton 
und Finanzminister Geithner und für China 
Vizepremierminister Wang Qishan teil. In seiner 
Eröffnungsrede betonte Präsident Obama die 
Bedeutung des Dialogs. Das Verhältnis zwisch- 
en China und den USA werde das 21. Jahrhun-
dert prägen. Daraus entstehe eine gemein-
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same Verantwortung, die die Grundlage der 
Partnerschaft sein müsse (Weißes Haus, 2009 b).
Einige US-Allierten befürchteten aufgrund dieser 
Stellungnahme sogleich, dass sich eine neue „G-2“ 
etablieren könne (Wilder, 2009). Chinesische Ex-
perten betonten jedoch, dass der S&ED keine 
Institution für konkrete Arrangements werden 
solle. Wichtiger sei es, dieses Forum als eine Art 
Mechanismus zu verstehen, in dem gegenseitiges 
Vertrauen und Verständnis für die Belange der je-
weils anderen Nation gefördert würden (Xinhua, 
31.07.09).
Die intensivierte Kommunikation auf hoher 
Ebene wurde auch in der Folgezeit konsequent 
fortgeführt. Außenministerin Clinton und ihr chi-
nesisches Pendant Yang Jiechi betonten im Oktober 
2009 erneut die Wichtigkeit der gemeinsamen 
Beziehungen. Präsident Obama sprach telefonisch 
sowohl vor dem G-20-Gipfel in Pittsburgh als auch 
vor dem UN-Klimagipfel in Kopenhagen 2009 mit 
Präsident Hu, um die anstehenden Themen zu er-
örtern und Positionen auszutauschen. 
Auch die Kommunikationsbemühungen im 
militärischen Bereich wurden forciert. So besuchte 
der Vizevorsitzende der Chinesischen Zentralen 
Militärkommission, Xu Caihou, die USA vom 23. 
Oktober bis zum 3. November 2009 und erörterte 
mit Verteidigungsminister Gates Maßnahmen, 
um auch in den militärischen Beziehungen ge-
genseitiges Vertrauen aufzubauen (Renmin Ribao, 
23.10.2009).
Obamas Asienreise Mitte November 2009 
verdeutlichte, dass der US-Präsident seine kom-
munikative Vorarbeit durch nichts gefährdet 
sehen wollte. Der China-Besuch sollte die lang-
fristig anvisierte Entwicklung hin zu einer 
Politik der Kooperation weiterführen. Deshalb 
verzichtete Obama bereits im Vorfeld darauf 
– im Gegensatz zu seinen Vorgängern Clinton 
und Bush Jr. –, den Dalai Lama während sei-
nes Aufenthaltes in Washington zu empfangen. 
Auch die sonst üblichen Anmahnungen in Bezug 
auf die Menschenrechtslage oder die Tibet-Frage 
wurden ausgespart oder äußerst diplomatisch for-
muliert. So betonte Obama mehrmals, dass er die 
Ein-China-Politik akzeptiere (Xinhua, 17.11.2009).
Seitdem hat sich jedoch der Ton auf beiden Sei-
ten verschärft. Grundsätzliche Schwierigkeiten im 
chinesisch-amerikanischen Verhältnis konnten-
nicht behoben werden und beherrschen nach an-




Neben seinen Bemühungen, zu Beginn durch 
Kommunikation auf höchster Ebene auf eine po-
sitive Entwicklung zwischen den USA und China 
hinzuwirken, schaffte Obama es, die weiterhin 
bestehenden Uneinigkeiten in Handelsfragen 
ins Rampenlicht zu setzen. Unter Nutzung 
der 421-Klausel, welche im Handelsvertrag mit 
China im Rahmen des WTO-Beitritts verein-
bart worden war und dem US-Präsidenten be-
stimmte Handlungsmöglichkeiten im Fall von 
Handelsverzerrungen zugesteht, belegte Obama 
am 11.9.2009 chinesische Importe von Reifen mit 
einem Zolltarif von 35 Prozent (Weißes Haus, 
2009a). Die offizielle Rechtfertigung, dass dies auf 
der Grundlage des gemeinsamen Vertragswerkes 
basiere und daher legitim sei, konnte Peking nicht 
besänftigen. Bezeichnenderweise verkündeten so- 
wohl Hu als auch Obama im Anschluss an den 
G-20-Gipfel, dass Protektionismus die Lage der 
Weltwirtschaft nur verschlimmere und eine unnö-
tige Belastung für das Verhältnis der beiden Staaten 
darstelle. Aber auch dies ließ die Diskussion nicht 
verstummen (Xinhua, 17.11.2009).
Stattdessen gab das chinesische Handelsminis-
terium bekannt, dass es seinerseits Maßnahmen 
gegen den Import von amerikanischen Autoteilen 
und Geflügel überdenke. Beide Sanktionen hatten 
für das bilaterale Handelsverhältnis rein wirt-
schaftlich zunächst nur geringe Auswirkungen. 
Von chinesischer Seite wurde betont, dass die 
Reaktion als eine Art politisches Zeichen Richtung 
Washington zu betrachten sei, den Beginn mög-
licher protektionistischer Entwicklungen nicht zu 
akzeptieren (Wall Street Journal, 14.9.2009). Teile 
der amerikanischen Gewerkschaften, die eine 
große Rolle in Obamas Wahlkampf gespielt hatten, 
forderten jedoch, sich entschieden gegen die un-
fairen Handelspraktiken von China zu wehren (The 
Washington Post, 15.9.2009). Noch am 9. November 
2009 beschloss das US-Handelsministerium, den 
Import chinesischer Ölfeldrohre mit Sanktionen 
zu belegen.
Trotz dieser Auseinandersetzungen ist nicht 
zu übersehen, dass die beiden Handelsmächte zu 
eng miteinander verbunden sind, als eine wirk-
liche Krise und damit die weitere Schwächung der 
Weltwirtschaft riskieren zu können. Seit Jahren 
wächst das Außenhandelsdefizit zu Ungunsten 
der USA und betrug – trotz gesunkener Exporte 
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Chinas – für das erste Halbjahr 2009 103 Mrd. 
USD (U.S. Treasury Department 2009). China 
ist dadurch nach und nach zum zweitgrößten 
Schuldner der USA geworden und hält geschätzte 
Reserven im Wert von 2,4 Billionen USD, darunter 
allein US-Bonds im Wert von ca. 750 Mrd. USD 
(Handelsblatt, 10.03.2010).2
Obwohl dieser Umstand von allen Seiten mit 
Argusaugen beobachtet wird, sind die USA wei-
terhin auf chinesische Finanzhilfe angewiesen 
(Gewährung von Krediten zur Finanzierung der 
Staatsschulden). Umgekehrt verfolgt China sehr ge-
nau die wachsende Schuldenlast der USA und deren 
mögliche Auswirkungen auf den Dollarkurs. Diese 
Verflechtung geht so weit, dass sich bereits chine-
sische Offizielle besorgt informierten, inwiefern eine 
mögliche Gesundheitsreform das US-Staatsdefizit 
beeinflussen würde (New York Times, 15.11.209). Die 
hohen Reserven sind demnach für China sowohl 
Druckmittel als auch Belastung, da ein Wertverlust 
des Dollar einen ebensolchen Verlust für China be-
deuten kann. Andererseits ist trotz Maßnahmen zur 
Konjunkturstimulierung und Umstrukturierungen 
die chinesische Wirtschaft weiterhin existenziell 
von ihrem Export abhängig und kann das politisch 
wichtige Wachstumsziel von jährlich 8 Prozent nur 
durch eine gesicherte Auslandsnachfrage erreichen 
(Schüller und Schüler-Zhou 2009). Zur Stabilisierung 
greift die chinesische Regierung aber wiederum 
auf Mittel zurück, die negative Auswirkungen 
auf die amerikanische Wirtschaft haben. Neben 
der Subvention exportierender Firmen geschieht 
dies vor allem durch die staatliche Kontrolle der 
Währung. Seit Jahren wird China vorgeworfen, den 
Renminbi niedrig zu halten. Dadurch werden chine-
sische Waren künstlich gegenüber ihren in anderen 
Währungen gehandelten Konkurrenzprodukten ver-
billigt. Im Gegensatz zu vorherigen US-Regierungen 
wurde dies jedoch bisher unter Obama nicht mehr 
offiziell als Währungsmanipulation deklariert, ob-
wohl der Umstand derselbe blieb (U.S. Treasury 
Department 2009). 
China und die USA sind durch ihre momentane 
Wirtschaftsentwicklung strukturell voneinander 
abhängig. Zwar wird dieses Ungleichgewicht im 
gemeinsamen Handel problematisiert, dennoch 
zeichnet sich für die nahe Zukunft kein Ausweg 
ab, der für beide Nationen keine gravierenden 
Folgen hätte.
2 China war bis Ende des Jahres 2009 der größte Schuldner der 
USA, wurde dann aber von Japan erneut überholt.
4.	 Militärische	Beziehungen
Abseits des öffentlichen Rampenlichtes bilden mi-
litärische Fragen eine Belastung für das Verhältnis 
der beiden Staaten. Auch hier liegen die Ursachen 
tiefer, als dass sie kurzfristig durch diplomatische 
Offensiven der Staatsmänner zu beheben wä-
ren. Umso mehr besteht die Notwendigkeit, auf 
höchster Ebene die Differenzen anzusprechen. Nur 
so können Zwischenfälle als solche behandelt und 
nicht als Anhaltspunkt für eine unausweichliche 
militärische Konfrontation eingeordnet werden, 
die eine Spirale von Konflikten auslösen könnte. 
Neuerliche Waffenverkäufe der USA an Taiwan 
haben die Problematik wieder verdeutlicht.
Präsident Hu und Obama hatten sich wäh-
rend ihres April-Treffens 2009 auf eine neuer-
liche Intensivierung der militärischen Kontakte 
einigen können. Ergebnis war der Besuch des 
Vizevorsitzenden der Zentralen Militärkommission 
Chinas, General Xu Caihou, in Washington (s.o.), 
bei dem es auch zu einem kurzen Treffen mit 
Obama selbst kam. Dabei wurde unter ande-
rem ein regelmäßiger Austausch von Offizieren 
zur Verbesserung des Verständnisses vereinbart 
(Weißes Haus 2009 b). Die Bemühungen im mi-
litärischen Bereich hatten im Oktober 2008 ei-
nen schweren Rückschlag erlitten, als durch die 
Bush-Regierung der mit 6,5 Mrd. USD größte 
Waffenverkauf der Geschichte an Taiwan getätigt 
wurde (Weitz 2009). Selbst unter der Regierung 
Obama hatte es Kollisionen zwischen der ame-
rikanischen und chinesischen Marine gegeben. 
Am 8. März hatten fünf chinesische Schiffe die US 
Impeccable während einer Beobachtungsfahrt 120 
km südlich der Hainan Inseln gestoppt und – ob-
wohl sie unbewaffnet war – zu einem Notstopp 
bzw. zur Umkehr gezwungen, weil sie auf ille-
galer Fahrt unterwegs gewesen sei. Vier Tage zu-
vor war die USNS Victorious während ihrer Fahrt 
in Internationalen Gewässern im Gelben Meer auf 
ähnliche Weise gestoppt und durch chinesische 
Flugzeuge beobachtet worden. Dieser Vorfall war 
jedoch erst zusammen mit dem der US Impeccable 
bekannt geworden (ebd.). 
Die Probleme im militärischen Bereich wurzeln 
jedoch nicht nur in verschiedenen Ansichten über 
die Hoheitsgewässer. Bedeutsamer und zugleich 
belastender sind die Meinungsverschiedenheiten 
über die Gründe und die Intransparenz des Um-
fangs der chinesischen Aufrüstung oder – aus chi-
nesischer Sicht – über das fehlende strategische 
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Vertrauen (strategic trust) der USA in China (Xinhua, 
29.10.2009). Neben diesem generellen beidsei-
tigen Misstrauen spielt auch die nicht geklärte 
Taiwanfrage eine Rolle, wofür die kaum zu verein-
barenden Standpunkte Konfliktpotential bieten.
Seit Jahren bemüht sich China, seine Armee zu 
modernisieren und für kurzfristige Konflikte mit 
technologisch überlegenen Gegnern an der Peri- 
pherie Chinas auszubilden. Durch die Weiterent-
wicklung der Interkontinentalraketen DF 31 und 
DF 31A erhielt das Atomwaffenarsenal eine strate-
gisch größere Reichweite. Noch weiter fortgeschrit-
ten sind die Bemühungen im maritimen Bereich, in 
dem China durch Land-See-Mittelstreckenraketen, 
Marschflugkörper und den Ausbau seiner U-Boot 
Flotte sein Leistungsvermögen ausgebaut hat, um 
den Zugang zu strategisch wichtigen Meeres- und 
Seeabschnitten zu blockieren (area-denial-potential) 
(Department of Defense 2008). Das letzte Kapitel 
dieser Auseinandersetzungen spielte sich Mitte 
Januar 2010 ab. Zeitgleich mit der Vergabe von Waf-
fenlieferungsverträgen an Taiwan durch die US-
Regierung testete das chinesische Militär – nach 
eigenen Angaben erfolgreich – ein komplexes 
Luftabwehrraketensystem. Dieses ähnelt sehr dem 
US-amerikanischen Verteidigungssystem, das vom 
Pentagon jedoch erst in acht von 14 Fällen erfolg-
reich erprobt wurde (South China Morning Post, 
12.01.2010). Die durch die US-Regierung ver-
gebenen Waffenverträge beinhalteten den Ver-
kauf von Luftabwehrraketen und des Patriot-
Raketenabwehrsystems in Höhe von ca. zwei Mrd. 
USD (The New York Times, 12.01.2010.)3
Die von China erworbenen Mittel reichen 
nicht aus, um in einem Konflikt mit den USA auf 
Augenhöhe agieren oder eine Machtprojektion 
weit außerhalb chinesischer Gewässer langfri-
stig aufrecht erhalten zu können. China wäre 
aber durchaus in der Lage, in einem möglichen 
Konflikt mit Taiwan den USA den maritimen 
Zugang zum Kriegsgebiet zu erschweren und das 
Verlustrisiko in die Höhe zu treiben (Weitz 2009). 
Diese gegen die USA gerichtete Intention wird 
durch das US-Verteidigungsministerium als einer 
der Hauptgründe des Waffenprogramms erachtet. 
Andere mögliche Beweggründe für eine Aufrüstung 
3 Die USA unterstützen zwar offiziell die Ein-China-Politik 
der Volksrepublik, haben sich jedoch 1979 mit dem Taiwan 
Relations Act dazu verpflichtet, zur Sicherheit Taiwans bei-
zutragen. Was für die USA das Nachkommen rechtlicher 
Verpflichtungen bedeutet, ist für Festland-China ein eindeu-
tiger Eingriff in die internen Angelegenheiten.
werden als zweitrangig eingestuft, weshalb die 
Einschätzungen umso kritischer ausfallen.4 
Gleichzeitig wird seit Jahren die Intransparenz 
der chinesischen Aufrüstungsbemühungen kri- 
tisch hinterfragt. So gibt das chinesische Vertei-
digungsministerium für das Jahr 2007 Militär-
ausgaben in Höhe von 49 Mrd. USD an. Das US-
Verteidigungsministerium schätzt für denselben 
Zeitraum einen Betrag von 97-139 Mrd. USD. 
Im Weißbuch der Verteidigung für das Jahr 2008 
konzentrierten sich die Ausgaben in Höhe von 
offiziell ca. 60 Mrd. USD laut Peking vor allem 
auf die Kosten für das Personal der Armee. Nicht 
erwähnt wurden Waffenimporte und Teile der 
bereits oben erwähnten Projekte (SIPRI 2009). 
Peking sieht in dieser Intransparenz jedoch nicht 
das Verheimlichen weiterer anti-amerikanischer 
Aufrüstungsbemühungen, sondern eine Option, 
die Überlegenheit der USA vor allem im militä-
risch relevanten Informationstechnologiesektor 
auszuhöhlen. Die Undurchsichtigkeit des eigenen 
Handelns soll zudem abschreckend wirken, da das 
Gegenüber für die eigenen Planungen nicht auf 
vollständige Informationen zur Risikokalkulation 
zurückgreifen kann (Goldstein 2009).
Das Konfliktpotential zwischen beiden Staaten 
beruht – wie dargestellt – nur zum Teil auf fak-
tischen Grundlagen. Taiwan ist und bleibt der 
mögliche Ausgangspunkt für eine militärische 
Auseinandersetzung; die Grundprobleme liegen 
jedoch tiefer. Militärisch betrachtet, wird die 
Überlegenheit der USA auf Jahre hinaus bestehen 
bleiben. Möglichkeiten, das chinesisch-amerika-
nische Verhältnis in diesem Bereich zu stabilisie-
ren, ergeben sich daher vor allem durch regel-
mäßige Konsultationen und gemeinsame Pro-
jekte. Die neuesten Waffenverkäufe der USA an 
Taiwan haben aber erneut verdeutlicht, dass die 
Kommunikationsbemühungen Obamas zu Beginn 
seiner Amtszeit nicht effektiv und stabil genug 
waren, um zu echtem Fortschritt zu führen.
4 Neben den taktischen und strategischen Auswirkungen der 
chinesischen Aufrüstung wird zudem kritisiert, dass ein 
Großteil der China zur Verfügung stehenden Mittel nur durch 
die wirtschaftliche Verflechtung mit den USA überhaupt erst 
verfügbar ist.
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5.	 Fazit
Die Obama-Administration sah sich im Anschluss 
an die Asienreise zuhause mehrfach dem Vorwurf 
ausgesetzt, dass der neue Ansatz der Außenpolitik 
gescheitert sei und gerade der Verlauf des China-
Besuchs dies gezeigt hätte. Präsident Obama hatte 
auf kritische Worte verzichtet und versucht, mög-
lichen Konfliktthemen aus dem Weg zu gehen. 
Widersinnig sei vor allem gewesen, vor ausge-
wählten chinesischen Studenten die Freiheit des 
Internets zu preisen, ohne jedoch die damit ver-
bundene Redefreiheit selbst auf Themen wie die 
Menschenrechtslage in China und vor allem Tibet 
anzuwenden. Dieser Version entgegnete die US-
Regierung, dass der Besuch den Erwartungen ent-
sprechend verlaufen sei, weshalb keine Rede von 
einem Rückschlag sein könne (The New York Times, 
11. November 2009).
Das Verhältnis zwischen den USA und China 
wird entscheidend sein für die Gestaltung des 21. 
Jahrhunderts. Darin sind sich sowohl die Beteiligten 
als auch die Beobachter einig. Fest steht auch, dass 
nicht allein das Verhältnis von Staatsmännern oder 
hochrangige Dialoge die Beziehungen vollständig 
in ruhigem Fahrwasser halten können. Dabei spie-
len weitere Faktoren, wie z. B. die Stabilität des chi-
nesischen Regimes, eine zu gewichtige Rolle.
Bezeichnend ist, dass trotz vielfältiger Bemü-
hungen seitens der US-Regierung zu Beginn der 
Amtszeit Obamas in den Bereichen der Wirtschaft, 
des Militärs und vor allem der Taiwan-Frage 
kein echter Fortschritt erzielt werden konnte. Der 
Besuch Obamas im November 2009 war zugleich 
Höhepunkt als auch vorzeitiges Ende des koope-
rativen Ansatzes gegenüber China. Was zunächst 
wie der Einstieg in eine neue „G-2“-Entwicklung 
aussah, hat sich inzwischen in den Eindruck von 
einer neuen „Eiszeit“ verkehrt. 
Barack Obama reiht sich – was das Wechselspiel 
von Kooperation und Konfrontation gegenüber 
China angeht – mühelos in die Tradition seiner 
Vorgänger ein. Traten diese jedoch ihre Amtszeit 
mit einem kritischeren Ansatz an und endeten ver-
söhnlicher, versuchte es Obama von Beginn an mit 
Kooperationsbemühungen und muss nun „realis-
tischer“ agieren. Letztendlich sind fundamentale 
Meinungsverschiedenheiten dadurch nicht gelöst 
worden. Die Zukunft wird zeigen, ob nach den er-
sten Rückschlägen das Pendel der amerikanischen 
China-Politik auch wieder in Richtung Kooperation 
schwingen wird.
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